
Anlage 4 – Erklärung nach dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz bzw. Mindestlohngesetz 
 
 

Erklärung  
 
im Zusammenhang mit dem Ausschluss von der Vergabe Öffentlicher Aufträge 

• nach § 21 des Gesetzes über zwingende Arbeitsbedingungen für 
grenzüberschreitend entsandte und für regelmäßig im Inland beschäftigte 
Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen (Arbeitnehmer-Entsendegesetz - AEntG) 
sowie 

• nach § 19 des Gesetzes zur Regelung eines allgemeinen Mindestlohns 
(Mindestlohngesetz - MiLoG) 

 
Ich/Wir erklären, dass weder mein/unser Unternehmen noch Angehörige des 
Unternehmens im Zusammenhang mit der Tätigkeit für das Unternehmen 

− wegen eines Verstoßes nach § 23 Arbeitnehmer-Entsendegesetz mit einer 
Geldbuße von wenigstens zweitausendfünfhundert Euro oder 

− wegen eines Verstoßes nach § 21 Mindestlohngesetz mit einer Geldbuße von 
wenigstens zweitausendfünfhundert Euro 

 
belegt worden sind. 
 
Straf- oder Bußgeldverfahren wegen Verstoßes gegen die benannten Gesetze sind 
gegen mich/uns nicht anhängig. 
 
Ich/Wir verpflichte(n) mich/uns, dass ein Nachunternehmer/Verleiher im Rahmen dieses 
Auftrages nur beauftragt werden kann, wenn dieser eine gleichlautende Erklärung 
abgibt. 
 
 
Ort, Datum      Unterschrift 
 
 
_____________________________________  _____________________________________ 
 

 


